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1. Vorbemerkung  

Die Allianz für den Fluglärmschutz (Allianz) ist Teil des „16-Punkte-Plans gegen den Fluglärm“, den 

der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg auf Ersuchen der Hamburgischen Bürgerschaft am 

26.04.2016 vorlegte.  

Die Zielsetzungen für die Arbeit der Allianz wurden in der Sitzung vom 22.02.2018 einvernehmlich 

wie folgt formuliert: 

Zielsetzung der Allianz für den Fluglärmschutz 

Die Allianz für den Fluglärmschutz ist ein Dialogforum, in dem sich Fluglärmbe-

troffene, Flughafen, Luftverkehrswirtschaft, Wirtschaft der Metropolregion, Politik 

und Verwaltung über die Möglichkeiten zur Verringerung der luftverkehrsbedingten 

Belastungen (insbesondere des Fluglärms) durch den Betrieb am Hamburger Flugha-

fen austauschen. 

Die Arbeit der Allianz soll dazu beitragen, dass ein offener, kritischer und respektvol-

ler Dialog zwischen allen Beteiligten möglich wird und gegenseitiges Vertrauen 

wächst. 

Das Ziel der Allianz besteht darin, im Bewusstsein der unterschiedlichen Interessenla-

gen und Aufträge aller Beteiligten  

• Transparenz und eine gemeinsame Informations- und Bewertungsgrundlage 

zur Entwicklung der Lärmbelastungen durch den Flughafen Hamburg herzu-

stellen, 

• Ursachen der Lärmbelastungen und Möglichkeiten zu ihrer Reduzierung zu 

prüfen und – wo immer möglich –  

• gemeinsam getragene Vorschläge zu erarbeiten, wie Fluglärmbelastungen 

verringert werden können. 

 

Die Allianz für den Fluglärmschutz legt hiermit den zweiten Bericht über ihre Arbeit vor. Der erste Be-

richt vom 19.02.2019 umfasste den Zeitraum 2015 – 2018 und ist im „2. Jährlichen Bericht der Flug-

lärmschutzbeauftragten über die Entwicklung der Fluglärmsituation in Hamburg und über ihre Tätig-

keit“ vom 12.11.2019 als Bestandteil der Bürgerschaftsdrucksache 21/18955 veröffentlicht worden. 

Auch im Jahr 2019 war die Arbeit der Allianz für den Fluglärmschutz durch eine große Bandbreite der 

Themen geprägt. Dabei gab es – bedingt durch die unterschiedlichen Interessenlagen – erneut erheb-

liche inhaltliche Differenzen. Dennoch gelang es der Allianz, die gemeinsame Informations- und Be-

wertungsgrundlage zur Entwicklung der Lärmbelastungen durch den Flughafen Hamburg weiter aus-

zubauen, Lösungswege zur Reduzierung der Lärmbelastungen zu diskutieren und die im Verlauf des 

Jahres 2019 in Teilbereichen erreichten Verbesserungen im Flugbetrieb – insbesondere im Hinblick 

auf das zentrale Problem der nächtlichen Verspätungen – gemeinsam auszuwerten.  

Im Ergebnis verfestigte sich die Einschätzung, dass der Dialog in der Allianz für den Fluglärmschutz 

von allen Seiten für sinnvoll und notwendig gehalten wird und fortgesetzt werden sollte.  

Insofern hat sich die Entscheidung des Hamburger Senats vom 04.02.2015, als Teil des 16-Punkte-

Plans die „Allianz für den Fluglärmschutz“ einzurichten, als richtig erwiesen. Im Unterschied zur 



4 
 

gesetzlich geregelten Fluglärmschutzkommission (FLSK) ist die Allianz ein Gremium, in dem sowohl 

die Interessenvertreter der Luftverkehrsbranche als auch die Vertretungen der vom Flugverkehr bela-

steten Bürgerinnen und Bürger ihre jeweiligen Belange direkt vorbringen können. Als Stärke hat sich 

gezeigt, dass die Allianz auch grundlegende Kontroversen aushält und zugleich offen ist für gemein-

same Ideen und Ziele.  

Mit dem Bericht 2019 soll – in gebotener Kürze – Einblick gegeben werden in die zumeist kontrovers 

diskutierten Themen, die hierbei eingebrachten unterschiedlichen Standpunkte und die entstande-

nen inhaltlichen Entwicklungsprozesse, die die Arbeit der Allianz 2019 geprägt haben.  
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2. Stimmen zur Allianz für den Fluglärmschutz 

Hier folgen kurze Statements der Mitglieder der Vorbereitungsgruppe: 

 

„Der andauernde Luftverkehrszuwachs über die vergangenen Jahre hat zu ei-

nem steten Belastungszuwachs geführt, insbesondere durch größere, lautere 

und weniger stadtverträgliche Flugzeuge und die Verlagerung von Verkehren 

vom Tag in die abendlichen und nächtlichen Ruhezeiten. Die Aufgaben und Pro-

bleme im Luftverkehr in Bezug auf den Lärm- und Immissionsschutz haben sich 

dementsprechend weiter verschärft. Wichtige Problembereiche wie Ultrafein-

staub und Infraschall sind bisher nicht aufgearbeitet, die klimarelevanten Emis-

sionen des Luftverkehrs sind seit 1990 drastisch angestiegen statt entspre-

chend den Reduktionszielen gesunken. Die Allianz hat zu einer Intensivierung 

der Sachdiskussion zwischen den Interessensvertretungen geführt. Die Darstel-

lung unterschiedlicher Standpunkte durch Vorträge innerhalb der Allianz für 

Fluglärmschutz bringt ein besseres Verständnis der verschiedenen Positionen. 

Insgesamt ist die Bilanz positiv. Künftig sollten vertiefende Diskussionen und 

Workshops zu einer gemeinsamen Definition eines nachhaltigen und 

stadtverträglichen Betriebes des innerstädtischen Flughafens Hamburgs führen 

und Schritte zur Umsetzung erarbeiten. Dazu gehört auch, dass im Sinne der 

"Good Gouvernance" behördliche Genehmigung und Überwachung unabhängig 

von der Eigentümerfunktion und wirtschaftlichen Interessen erfolgen.“ 

Gebhard Kraft, Initiativkreis Fluglärm Hamburg & Schleswig-Holstein 

 

"Durch die Arbeit der Allianz hat die Sensibilität im Umgang mit dem Thema 

„Stadtflughafen“ insgesamt zugenommen. Die Allianz ermöglicht allseitigen In-

formationsaustausch und macht lösungsorientierte Dialoge erst möglich. Die 

Allianz befördert durch den direkten Kontakt zwischen Stakeholdern und Poli-

tikvertreter*innen die konsequente Umsetzung der politischen Beschlüsse, weil 

sie ständig „auf dem Radar“ sind.  
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Erfolge sind z.B. der Rückgang von Verspätungen nach 23.00 Uhr und die Einbe-

ziehung von Lärmschutzmaßnahmen im Zuge der Verlängerung des Erbbau-

rechtsvertrages zwischen dem Flughafen und der Stadt." 

Dr. Monika Schaal, Stellvertretende Vorsitzende und Sprecherin für Umwelt und Energie, SPD- Bür-

gerschaftsfraktion 

 

„Die Flughafen Hamburg GmbH ist gerne Veranstalter der Allianz für den Flug-

lärmschutz und freut sich mit Frau Traute Müller eine hervorragende und von 

allen Seiten anerkannte Persönlichkeit als Moderatorin für diese wichtige Dia-

logplattform dauerhaft gewinnen zu können. Fliegen in Hamburg ist seit nun-

mehr 109 Jahren Faszination, Wirtschaftsfaktor und in einem zunehmend urba-

nen Umfeld Herausforderung zugleich. Nur im Dialog können wir die berechtig-

ten Entwicklungswünsche der Menschen und des Flughafens in dieser Stadt 

bestmöglich verknüpfen. Dafür war, ist und bleibt die Allianz der Ort, an dem 

verschiedene Argumente und Interessen auf Augenhöhe miteinander bespro-

chen werden können.“ 

Johannes Scharnberg, Bereichsleiter Strategie, Politik und Umwelt, Prokurist & Axel Schmidt, Leiter 

des Zentralbereichs Umwelt am Hamburg Airport, FHG 

 

„Für die Vertreter:innen der vom Luftverkehr betroffenen Bürger:innen stellt 

die ehrenamtliche Arbeit in der Allianz für Fluglärmschutz ein wichtiges Kom-

munikationsmittel gegenüber Politik, Verwaltung, Flughafenbetreiber, Wirt-

schaftsinteressensvertretungen sowie der Deutschen Flugsicherung dar. Gleich-

zeitig ist es aber auch eine große persönliche Last, da es viel Zeit und Kraft in 

Anspruch nimmt. Damit es auf Dauer einen Dialog auf Augenhöhe geben kann, 

bedarf es einer finanziellen und personellen Unterstützung der Betroffenen. 

Während sich die direkten und indirekten Belastungsverursacher auf ein regio-

nales, nationales und internationales Netz an Luftverkehrsprivilegien stützen 

und auf ein hochprofessionelles Umfeld mit einer entsprechenden finanziellen 

und personellen Ausstattung zurückgreifen können, müssen sich die Betroffe-

nen in ihrer Freizeit die äußert komplexen und komplizierten Sachverhalte „in 

Heimarbeit“ aneignen. Dieses Ungleichgewicht gilt es in einer Allianz 2.0 zu be-

heben.  
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Aufbauend auf einer wertschätzenden Anerkennung der Betroffenheit (Min-

derheitenschutz!), bedarf es eines dauerhaften Interessensausgleiches; hiervon 

sind wir bisher sehr weit entfernt.“  

Dr. René Schwartz, Sprecher, BAW Hamburg⎸Schleswig-Holstein 

 

„Die Allianz für den Fluglärmschutz hat auch 2019 wieder sehr konstruktiv und 

zielgerichtet gearbeitet. Auch wenn die Zahl der verspäteten An- und Abflüge 

rückläufig war, gibt es noch viel zu tun. Die Bahnbenutzungsregeln werden wei-

terhin fast täglich missachtet und auch die dringend benötigte Ausweitung der 

Fluglärmschutzzone für die Menschen in den Einflugschneisen lässt weiter auf 

sich warten. Ich hoffe, dass das Jahr 2020 mehr Entlastungen für die Anwohner 

bringt.“ 

Dennis Thering, Stellvertretender Vorsitzender, CDU-Fraktion 

 

„Die Allianz ist als neues Format eine gewinnbringende Ergänzung zu bereits 

bestehenden Gremien, um den Fluglärmschutz gemeinsam weiterzuentwik-

keln. Sie bietet als Dialogforum allen vom Flughafenbetrieb unmittelbar be-

troffenen Interessengruppen die Möglichkeit zum stetigen Austausch. Ich freue 

mich sehr, dass es gelungen ist, die Allianz trotz des konfliktträchtigen Themas 

fest zu etablieren und miteinander im Gespräch zu bleiben. Der Grundstein für 

eine weitere Zusammenarbeit mit dem Ziel, den Fluglärmschutz in Hamburg 

weiter zu stärken, ist gelegt!“ 

Dr. Ina Tjardes, Abteilungsleiterin, Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

 

„Die Allianz für den Fluglärmschutz ist für mich ein wichtiges Diskussions- und 

Informationsforum, dass zudem den permanenten Informationsausstausch zwi-

schen den Beteiligten gewährleistet. Für mich ist es dabei sehr wichtig, dass 

man regelmäßig und aus erster Hand nicht nur Informationen bekommt und 

die verschiedenen Sichtweisen anhören „muss“, sondern auch die verschiede-

nen Sichtweisen gegeneinander gestellt und diskutiert werden. Hieraus erkennt 

man häufig berechtigte Themen, Ansätze und auch Verbesserungs-
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möglichkeiten. Gleichzeitig ist es für mich auch ein wichtiges Forum, um selbst 

Position zu beziehen und die eigenen Positionen darzulegen. Ein regelmäßiges 

Zusammentreffen in der Allianz ordnet damit die Diskussion um den Flugha-

fen/Fluglärmschutz und hat damit auch Einfluss auf die politischen Entschei-

dungen und ermöglicht es, Entscheidungen auf breiterer Informationsbasis zu 

treffen. Ich bin zudem dankbar dafür, dass es ein direktes und mittlerweile ein 

durchaus respektvolles Miteinander in der Allianz gibt. Einige Ehrenamtliche 

leisten hier Arbeit deutlich über das erwartbare Maß hinaus – bei einem hohen 

professionellen Output. Hierfür habe ich besonderen Respekt, weil ich aus eige-

ner Erfahrung weiß, wie anspruchsvoll dies ist.“ 

Dr. Anjes Tjarks,Vorsitzender, B90/Grüne-Fraktion  
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3. Die Sitzungen der Allianz 2019 

10. Sitzung am 21.02.2019 

Im Zentrum der Sitzung vom Februar 2019 stand die Sachaufklärung um die 

Bahnbenutzungsregelung (BBR) für den Flughafen Hamburg. 

Dazu ging die Allianz das Thema mithilfe von Statements aus verschiedenen 

Rollen und Perspektiven an. Es referierten Herr Scharnberg (Flughafen Ham-

burg), Herr Dr. Schwartz (BAW), Herr Neuhold (Pilot), Frau Dr. Wächter (Deut-

sche Flugsicherung), Herr Schubert (Fluglärmschutz Hamburg e.V.) und Frau Dr. 

Reuter (Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation).  

Eingangs wurde von Seiten des Flughafens die Statistik zur Bahnverteilung in den letzten 10 

Jahren für unterschiedliche Zeitfenster (insbesondere zu den Tagesrandzeiten sowie getrennt 

nach Starts und Landungen) vorgestellt. Exemplarisch wurde auch der Einfluss der Windver-

teilung auf die Bahnbenutzung erläutert. Herr Scharnberg wies darauf hin, dass die Mehrzahl 

der Flugbewegungen relativ konstant in/aus Richtung Norden abgewickelt würde und dass es 

dem Flughafen wichtig sei, das „hohe Gut“ einer mehrjährig stabilen Verteilung der Flugbe-

wegungen über Hamburg und Schleswig Holstein nicht wegen der streitigen Auslegung ein-

zelner Ziffern der Bahnbenutzungsregeln grundsätzlich in Frage zu stellen. Verlässlichkeit und 

Stabilität seien wichtige Voraussetzungen für den Umgang mit Fluglärm.  

Anschließend gab Herr Dr. Schwartz einen Überblick über die historische Entwicklung der 

Fluglärmschutzbestimmungen für die Bevölkerung (Nachtflugbeschränkungen und Bahnbe-

nutzungsregelung). Im Weiteren stellte Herr Dr. Schwartz dar, in welch geringem Maße die 

Bahnbenutzungsregeln aus Sicht der Initiativen eingehalten würden. Als besonders kritisch 

bezeichnete er dabei, dass die BBR 2.3 weitgehend nicht beachtet werde. Die im Planfeststel-

lungsbeschluss 1998 zugrunde gelegte Annahme von maximal 842 Landungen pro Jahr über 

die RWY23 nach 22 Uhr werde mittlerweile um mehr als das Doppelte überschritten. Seiner 

Ansicht nach liege die geringe Einhaltungsquote hauptursächlich an der Kapazitätseinschrän-

kung (d.h. der Zahl der möglichen Starts und Landungen pro Stunde), die im Falle der Regel-

beachtung ansonsten eintreten würde.  

Herr Neuhold schilderte die Start- und Landungsvorbereitungen im Cockpit. Piloten würden 

im Setting den Triebwerksschub und die Pisten so wählen, dass der Verkehr in erster Linie 

sicher abgewickelt würde. Dies hätte oberste Priorität. Daneben würden auch Aspekte des 

Lärmschutzes (reduzierter Turbinenschub) und der flüssigen Verkehrsabwicklung (Reduzie-

rung von Verspätungen) eine hohe Priorität einnehmen. Dies seien – wie bereits von den 

Vorrednern geschildert – allerdings nur drei Aspekte unter einer Vielzahl weiterer, die Ein-

fluss auf die Wahl der jeweiligen Pisten hätten. 

Herr Schubert erklärte in seinem Statement, dass die Stadtteile südlich des Flughafens die 

Schutzfunktionen der BBR sehr wohl zu schätzen wüssten und es absolut unverständlich sei, 

weshalb Regeln zum Schutz anderer Stadtteile nicht ebenso berücksichtigt würden. Das 
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entscheidende Problem bestünde seiner Meinung nach darin, dass in Hamburg eine unab-

hängige Instanz fehle, die für die Einhaltung aller Regeln sorgt und diese bei Verstößen durch 

Sanktionen auch durchsetzt. Die eigentlich dafür zuständige Behörde (BWVI) könne diese 

Aufgabe nicht erfüllen, weil Eigentümerinteresse und Kontrollfunktion hier unter einem Dach 

vereint seien. 

Abgeschlossen wurde das Thema Bahnbenutzung durch Vorträge von Frau Wächter (Deut-

sche Flugsicherung) und Frau Dr. Reuter (Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation. 

Aufgrund der laufenden Klage von Fluglärmbetroffenen konnten beide nicht zu allen Punkten 

ausführlich Stellung nehmen. Frau Wächter stellte fest, dass die Bahnbenutzungsregelung 

aus Sicht der DFS im Ergebnis eingehalten würde und unterstrich zudem, dass sie ausdrück-

lich keine Kapazitätsbeschränkung beinhalte. Auch Frau Dr. Reuter bezog sich in ihrem Vor-

trag auf den Rechtsrahmen, innerhalb dessen sich DFS und BWVI zu bewegen hätten. Maß-

stab der Abwägung zur Bahnbenutzung sei ein sicherer, geordneter und flüssiger Verkehr 

entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Lässt dieser Rahmen Entscheidungsspielräume zu, 

seien die Bahnbenutzungsregelungen zu berücksichtigen.  

Im Ergebnis der Diskussion um die Bahnbenutzungsregelung ergab sich keine 

gemeinsame Sichtweise. Die Unterschiede lagen insbesondere in der rechtli-

chen Bewertung der Verbindlichkeit der Bahnbenutzungsregelung und in der 

Frage, ob diese für jeden Flug gleichermaßen anzuwendende individuelle, örtli-

che und zeitliche Schutzwirkungen beinhaltet.  

Das Klageverfahren von Fluglärmbetroffenen gegen die Behörde für Wirtschaft, 

Verkehr und Innovation (BWVI) und die Deutsche Flugsicherung (DFS) und die 

Bewertung des entsprechenden Urteils spielte dann in der 12. Sitzung am 

28.11.2019 erneut eine wichtige Rolle.  

Gemäß dem Beschluss der Allianz vom Dezember 2018 wurde darüber hinaus 

die systematische Behandlung des Themas „Verspätete Starts und Landungen 

nach 23:00 Uhr“ aufgenommen, die im Verlauf aller Sitzungen des Jahres fort-

geführt wurde (vgl. Punkt 4. des Berichts). 

Den Einstieg bildete ein kurzer Rückblick auf die Entwicklung der nächtlichen Verspätungen 

im gerade abgelaufenen Jahr 2018. Insgesamt 1.174 Flüge hatten die Verspätungsregel zwi-

schen 23 und 24 Uhr in Anspruch genommen – eine Gesamtzahl, die ohne Zweifel auch für 

den Flughafen nicht befriedigend war. Ansatzweise positiv aus Sicht des Flughafens war aller-

dings die Entwicklung im zweiten Halbjahr 2018, wo die Zahl der nächtlichen Verspätungen 

gegenüber dem Vorjahr deutlich zurückgegangen war. Der Flughafen erklärte seinen Willen, 

alles dazu beizutragen, dass sich die Verspätungssituation 2019 wieder verbessern würde. 

Aus der Sicht der Initiativen zeigten die Ergebnisse 2018, dass die verschiedenen Maßnah-

men des Senats und des Flughafens zur Reduzierung der Verspätungszahlen ohne Erfolg ge-

blieben waren. Als besonders kritisch bezeichneten die Initiativen in diesem Zusammenhang 
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die Rolle von „Billigfliegern“, die im Verhältnis zum jeweiligen Gesamtflugaufkommen am 

Hamburger Flughafen eine überproportional hohe Überschreitungsquote der 23 Uhr-Grenze 

aufwiesen.  

Zum Abschluss der 10. Sitzung der Allianz wurden die Schwerpunktthemen für 

die weitere Arbeit in 2019 festgelegt: Es sollten die grundlegenden Trends im 

internationalen Flugverkehr und ihre Bedeutung für den Flughafen Hamburg 

behandelt werden, darüber hinaus – wie bereits 2018 vereinbart – das Thema 

„Passiver Lärmschutz“. 
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11. Sitzung am 20.06.2019 

Mit Beginn der 11. Sitzung wurde das Protokoll der Allianz-Sitzungen von Herrn 

Lukas Ritz (FHG) geführt, da sich Frau Rautenstrauch-Ulbricht inzwischen in der 

Elternzeit befand. 

In dieser Sitzung wurde zuerst der von der Vorbereitungsgruppe erarbeitete 

Jahresbericht 2018 der Allianz für den Fluglärmschutz behandelt.  

 Frau Dr. Tjardes (Wirtschaftsbehörde) und Herr Dr. Schwartz (BAW) erläuterten den intensi-

ven Diskussionsprozess in der Vorbereitungsgruppe, dessen Ergebnis der jetzt vorgestellte 

Berichtsentwurf sei. Sie unterstrichen, dass der Bericht den enormen Arbeitsaufwand sicht-

bar mache, den viele Beteiligte – Hauptamtliche wie Ehrenamtliche – weit über die normale 

Arbeitszeit hinaus erbracht hätten. Es sei sehr wichtig, dass die geleistete Arbeit dokumen-

tiert und wertgeschätzt werde. Hervorgehoben wurde auch der Berichtsteil zur umfassenden 

und zielorientierten Arbeit der AG Messen, deren Mitgliedern die Vorbereitungsgruppe aus-

drücklich danken wolle. 

 Herr Kraft und Herr Wicher erklärten für die Seite der Initiativen, dass die Kontroversen und 

der Stand des Dialogs in der Allianz sehr treffend dargestellt worden seien. Dass dieser Dialog 

wichtig und sinnvoll ist, werde außerhalb der Allianz jedoch oft nicht wirklich gesehen. Wer 

die inzwischen ergriffen Maßnahmen zur Fluglärmreduzierung betone, der müsse sich viel 

Kritik anhören; außerhalb des Gremiums fände eine ganz andere Form der Diskussion statt. 

 Herr Dr. Tjarks äußerte sein Verständnis für diese Situationsbeschreibung und betonte die 

Bedeutung des Monitorings der nächtlich verspäteten Flüge, das sich die Allianz vorgenom-

men habe. Frau Dr. Schaal wies darauf hin, dass die Bürgerschaft jetzt weitere Stellschrauben 

zur Fluglärmreduzierung beraten und in einem 21-Punkte-Programm zusammengefasst habe. 

 Frau Dr. Pieroh-Joußen begrüßte die informative Darstellung der Arbeit der Allianz und kün-

digte an, dass der Bericht in die Mitteilung der Bürgerschaft zur Umsetzung des 16-Punkte-

Plans als Anlage aufgenommen werde. 

Die einmütige Verständigung auf den Bericht verdeutlichte, dass die Allianz für 

den Fluglärmschutz trotz aller Interessengegensätze gewillt bleibt, Gemeinsam-

keiten und Kontroversen in gegenseitigem Respekt darzustellen.  

Das nächste Schwerpunktthema der Sitzung war die Vorlage „Zukunftstrends 

des Luftverkehrs“. Ausgehend von einem Thesenpapier zu den langfristigen 

wirtschaftlichen, technologischen, ökologischen und politischen Rahmenbedin-

gungen des Flugverkehrs schlug die Vorbereitungsgruppe eine Diskussion über 

grundlegende Entwicklungstrends vor, die für den Betrieb des Flughafens Ham-

burg zukünftig eine wichtige Rolle spielen und auf die sich der Flughafen einzu-

stellen hätte. Beispielhaft wurde in diesem Zusammenhang auf die 
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Klimaschutzbewegungen verwiesen, die eine große gesellschaftliche Aufmerk-

samkeit erfahren würden und in der Arbeit der Allianz berücksichtigt werden 

sollten. 

Vor diesem Hintergrund wurde nach intensiver Beratung in der Vorbereitungs-

gruppe vorgeschlagen, aus dem Gesamtspektrum der Trends zunächst die The-

men „Entwicklung neuer Flugzeugkonzepte und Handlungsdruck durch die 

Klimapolitik“ sowie „Anhaltendes Wachstum der Flugverkehrsnachfrage und 

steigendes Umweltbewusstsein“ herauszugreifen und zu bearbeiten. 

In der Diskussion über diesen Vorschlag sprachen sich Frau Hartl-Sorkin und Herr Wicher da-

für aus, dass sich die Allianz unmittelbarer und konkreter mit den Planungen des Flughafens 

und den Belastungen der Bevölkerung durch den Fluglärm auseinandersetzen sollte. Die Mit-

glieder der Vorbereitungsgruppe begründeten demgegenüber ihren Vorschlag, die Entwick-

lung des Flughafens in Verbindung mit den generellen ökonomischen und ökologischen 

Trends des Flugverkehrs zu betrachten. Allerdings müsse berücksichtigt werden, was die Alli-

anz angesichts ihrer Arbeitsmöglichkeiten an Themen realistisch behandeln kann.  

Angesichts der zeitlichen Rahmenbedingungen und der unterschiedlichen Mei-

nungen zur Bedeutung der Arbeit an den „Trends“ verständigte sich die Allianz 

im Ergebnis darauf, zunächst nur das Thema „Entwicklung neuer Flugzeugkon-

zepte und Handlungsdruck durch die Klimapolitik“ anzugehen. Dieses wird am 

23.01.2020 in der Allianz behandelt werden. 

Mit Blick auf die bevorstehenden Bürgerschaftswahl am 23.02.2020 und die Er-

wartung, dass sich die Besetzung der Allianz danach verändern könne, wurde 

darüber hinaus vereinbart, die Schwerpunktthemen nur bis zur Januar-Sitzung 

am 23.01.2020 festzulegen. Die Vereinbarung weiterer Termine zur Behand-

lung der „Trends“ wurde deswegen bis nach der Bürgerschaftswahl zurückge-

stellt. 

Zum Abschluss der 11. Sitzung wurde das Thema Verspätete Starts und Lan-

dungen nach 23:00 Uhr fortgeführt und um den Aspekt „Verkehrsspitzen zu 

den Tagesrandzeiten“ erweitert. 

 Herr Schmidt erläuterte aus der Sicht des Flughafens die positive Entwicklung der Verspä-

tungszahlen im Verlauf des Jahres 2019: Allein im Mai gab es in der Verspätungsstunde 100 

Flüge weniger als im Vorjahresmonat, insgesamt ist die Zahl der Verspätungen in den ersten 

fünf Monaten 2019 gegenüber dem Vorjahr um fast 50 % zurückgegangen. Diese Entwicklung 

ist das Ergebnis der Arbeit an vielen Stellschrauben bei allen Beteiligten des Luftverkehrs ge-

wesen. 
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Herr Schmidt stellte in diesem Zusammenhang die eigenen Anstrengungen des Flughafens 

vor: Man habe eine spezielle Gruppe eingerichtet, die nur die Verspätungen von Flügen und 

deren Tagesumläufe im Auge hätte und sehr aktiv sei, um auf Fehlplanungen und wiederkeh-

rende Verspätungen verbessernd einwirken zu können – auch in Zusammenarbeit mit der 

Fluglärmschutzbeauftragten Frau Dr. Pieroh-Joußen und der Umweltbehörde. Dadurch habe 

man eine Reihe von Umplanungen von Problemflügen erreicht und so zur Senkung der Ver-

spätungszahlen beigetragen.  

 Herr Dr. Tjarks und Herr Thering merkten dazu ebenso wie die Fluglärmschutzbeauftragte 

Frau Dr. Pieroh-Joußen an, dass der Rückgang der Zahl der verspäteten Flüge nach 23 Uhr für 

einen ersten Schritt gut sei, aber noch nicht ausreiche, zumal die schwierigen Monate im 

Sommer erst noch kommen würden. Man müsse daran arbeiten, dass der Trend anhalte.  

 Die Vertreter der Lärmschutzinitiativen begrüßten die Anstrengungen des Flughafens die er-

reichten Verbesserungen ebenfalls. Herr Dr. Schwartz und Herr Mosel wiesen gleichwohl dar-

auf hin, dass der Flughafenbetrieb bezüglich der nächtlichen Verspätungen nur in Relation zu 

den beiden sehr schlechten Jahren 2017 und 2018 besser abschneide, nicht dagegen im Ver-

gleich zu den Vorjahren, z.B. 2014. Insofern sähen sie die Auffassung der Initiativen bestätigt, 

dass ein erheblicher Teil der aufgetretenen nächtlichen Verspätungen keineswegs „unver-

meidbar“ gewesen sei. 

Die Aussprache wurde vereinbarungsgemäß damit abgeschlossen, dass der 

Punkt Verspätete Starts und Landungen nach 23:00 Uhr in der November-Sit-

zung der Allianz erneut aufgegriffen werden sollte. 
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12. Sitzung am 28.11.2019 

In der November-Sitzung wurden zunächst die aktuellen Diskussionsthemen zur 

Entwicklung des Flugverkehrs in der Region behandelt – insbesondere die Ver-

längerung des Erbbaurechtsvertrags zwischen der Stadt Hamburg und dem 

Flughafen sowie das Urteil des Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts zur 

Bahnbenutzungsregelung. 

Die gewünschte Befassung mit dem Bericht der Fluglärmschutzbeauftragten 

wurde einvernehmlich in einen Sondertermin bei der Behörde für Umwelt und 

Energie im Januar 2020 „ausgelagert“.  

Bezüglich einer Befassung mit aktuellen Angelegenheiten der Fluglärmschutz-

kommission wurde darauf verwiesen, dass diese in der FLSK zu diskutieren wä-

ren. 

Verlängerung des Erbbaurechtsvertrags  

Herr Scharnberg konzentrierte sich in seinem einführenden Beitrag auf die klima- und lärm-

schutzrelevanten Teile der im Vorfeld der Sitzung versandten Bürgerschaftsvorlage. Er erläu-

terte die Klausel zur Lärmausgleichzahlung und bezeichnete sie als ein stark wirkendes Instru-

ment, das deutlich unterhalb der Lärmkontur der Betriebsgenehmigung zu wirken beginne. 

Ferner gebe es die Verabredung, dass der Flughafenbetrieb ab dem Jahr 2021 klimaneutral 

sein solle. Der Hamburger Flughafen werde aller Voraussicht nach der erste deutsche Flugha-

fen sein, der dieses Ziel realisiert. Weitere Maßnahmen zur CO2-Reduzierung des Flugbetriebs 

seien beispielsweise die Optimierung der Rollwege der Flugzeuge, die Landstromversorgung 

der Flugzeuge im Stillstand sowie der Einstieg in den Einsatz von synthetischem Kerosin zur 

Betankung. Abschließend sprach Herr Scharnberg die neuen Lärmschutzprogramme an, die 

im Erbbaurechtsvertrag festgeschrieben wurden. Alle Maßnahmen des Flughafens zum Kli-

maschutz würden darüber hinaus ab 2021 in einen Nachhaltigkeitsbericht der Flughafen 

Hamburg GmbH dargestellt. 

In der anschließenden Aussprache kritisierte Herr Dr. Schwartz den im Erbbaurechtsvertrag 

vereinbarten 62 dB(A)-Dauerschall-Grenzwert von 15,39 km² als zu hoch. Im Ergebnis sei fest-

zustellen, dass sich der Flughafen hier einen weiteren Puffer für mehr Flugbewegungen gesi-

chert habe, insofern habe man für zwei Generationen eine dauerhaft zu hohe Belastung fest-

geschrieben.  

Auf Fragen nach der zukünftigen Feinstaubbelastung durch den Flugbetrieb erklärte Herr 

Schmidt, dass sich der Feinstaub bei Einsatz von synthetischem Kerosin stark verringern 

werde. Vergleichsmessungen bei fossilem und synthetischem Diesel hätten bei Verwendung 

von synthetischem Kraftstoff eine Reduktion von etwa 90 % ergeben. 

Frau Dr. Schaal und Herr Dr. Tjarks bewerteten die im Erbbaurechtsvertrag festgehaltene re-

duzierte Lärmkontur als ein wichtiges Kontrollinstrument. Man liege mit der jetzt 
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festgelegten Grenze flächenmäßig etwa 25 % unterhalb der Betriebsgenehmigung, und auch 

wenn dies nicht in der Betriebsgenehmigung festgehalten sei, bedeute es doch eine klare 

Verpflichtung des Flughafenbetreibers. Insofern solle man das im Vertrag nun enthaltene 

Klima- und Lärmpaket als einen Erfolg ansehen, der ohne die Initiativen nicht möglich gewe-

sen wäre. 

Urteil zur Bahnbenutzungsregelung 

Frau Müller verwies hierzu auf die schriftlichen Stellungnahmen der BWVI und der Initiativen, 
die zur Kenntnis genommen worden seien und im Protokoll festgehalten würden. Herr Schu-
bert wies darauf hin, dass die Stellungnahme der BWVI noch viele offene Fragen aufwerfe, 
die geklärt werden müssten, insbesondere im Hinblick auf die Belastungsreduzierung in der 
Nacht. Er schlug dazu eine Gesprächsrunde der BWVI zusammen mit den Betroffenen vor. 
Dieser Vorschlag soll im Nachgang weiter behandelt werden. 

 

Schwerpunktthema der Sitzung waren die angekündigten Maßnahmen zum 

passiven Lärmschutz im Umfeld des Flughafens. 

Lärmschutzprogramme des Flughafens 

Herr Schmidt berichtete zunächst über die Historie der Lärmschutzprogramme des Flugha-

fens. Diese habe bereits Ende der 70er Jahre begonnen, ein wichtiger Meilenstein sei das 

Planfeststellungsverfahren im Jahr 1998 gewesen. Daran hätten sich weitere Lärmschutzpro-

gramme angeschlossen.  

Das jetzt angelaufene „Programm 9+“ des Flughafens und der Airlines sei ein freiwilliges 

neues Programm im Bereich um das Startbahnkreuz herum. Es geht auf das 21-Punkte-Pro-

gramm der Bürgerschaft vom September 2018 zurück. Zielsetzung sei, dass die Förderung at-

traktiver gestaltet wird und mehr Betroffene gefördert werden könnten. 

Lärmschutzprogramme der Stadt 

Herr Wagner stellte die städtischen Lärmschutzprogramme vor und erklärte, worin der Un-

terschiede zum Programm des Flughafens liegen: Der Flughafen kümmere sich um das Gebiet 

innerhalb eines Radius von 1,3 km rund um das Startbahnkreuz, die Stadt um die lärmbe-

troffenen Flächen außerhalb dieser Zone. Herr Wagner erläuterte insbesondere die Grunds-

ätze des Programms und die Voraussetzungen für eine Förderberechtigung. Bei der Förde-

rung handele es sich um einen nicht rückzahlbaren Zuschuss in Höhe von 100 % der Kosten 

der jeweiligen Lärmschutzmaßnahmen. Das Programm erstrecke sich zeitlich bis zum 

31.12.2020 und sei am 01.10.2019 gestartet.  

Stellungnahmen der Initiativen zum passiven Lärmschutz 

Herr Dr. Schwartz kritisierte, dass es sich bei passiven Lärmschutzmaßnahmen grundsätzlich 

um eine Fehlanpassung handele. Passiver Fluglärmschutz legalisiere Fluglärm. Was man von 

Seiten der Initiativen fordere, sei eine nachhaltige Belastungsreduzierung: Als erstes sei Flug-

lärm zu vermeiden, dann zu vermindern und zu begrenzen. Der verbleibende Rest sei schließ-

lich auszugleichen. Anzustreben sei eine dauerhaft verträgliche, gerechte sowie verhältnis-

mäßige Belastung.  
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Auffällig sei, dass drei von vier Beschwerden von Personen außerhalb der bestehenden Lärm-

schutzzonen kommen würden. Eine sehr große Zahl von Betroffenen werde durch die ange-

botenen Programme also offensichtlich nicht erreicht. 

Herr Kraft warf die Frage auf, was ein stadtverträglicher Flughafen für den Lärmschutz eigent-

lich heiße und was dies für die Stadt bzw. den öffentlichen Raum bedeute. Man habe in den 

betroffenen Gebieten oft über 90 dB(A) maximale Belastung und 70 dB(A) Dauerbelastung. 

Dadurch werde man beim Einkauf, bei der Arbeit, bei der Erholung sowie beim Fuß- und Rad-

verkehr und weiteren Beschäftigungen ständig beeinträchtigt. Im öffentlichen Raum sei hier 

keine Stadtverträglichkeit gegeben, die Lebensqualität sei stark eingeschränkt. Insofern sei 

mehr aktiver und passiver Lärmschutz unbedingt geboten.  

In der Aussprache zu diesen Statements wurden verschiedenste Fragen und Kri-

tikpunkte angesprochen, u.a. folgende: 

 Herr Kraft und auch Herr Thering kritisierten, dass durch die Programme nur ein ganz kleiner 

Bereich gefördert würde. Ein großer Teil der Beschwerden würde aber von Betroffenen au-

ßerhalb der derzeitigen Förderbereiche kommen. Herr Schmidt erklärte dazu, dass durch die 

Programme des Flughafens der Kreis um das Startbahnkreuz herum und durch die Maßnah-

men der Stadt auch die Betroffenen in den Einflugschneisen gefördert würden. Das 9. Pro-

gramm entspräche den gesetzlichen Vorschriften und würde alle rechtlich Betroffenen abbil-

den. Insgesamt gebe es durch die neuen Programme 2.000 zusätzliche Antragsberechtigte. 

 Herr Kühl und Herr Kraft beklagten, dass die Förderung nicht ausreiche, um einen wirksamen 

Schallschutz in den Häusern zu realisieren. Zudem sei die Handhabung der Programme sehr 

umständlich. In der Antragsberatung werde viel versprochen, aber wenig eingehalten. Not-

wendige Dinge würden dann oft nicht gemacht. Herr Schmidt erwiderte, der entsprechende 

Antrag sei durchaus allgemein verständlich, zudem würden die Kosten der Gutachter auch im 

Falle einer Ablehnung vom Flughafen getragen werden, was durchaus kein Standard in 

Deutschland sei. Man tue viel, um das Verfahren einfach und transparent zu gestalten, man 

müsse hier aber ein übergeordnetes Gesetz umsetzen und könne deshalb nicht alle Regeln 

nach eigenen Vorstellungen anpassen. 

Herr Schubert und Herr Galka sprachen die Probleme bei Neubauaktivitäten in Gebieten un-

terhalb der Einflugschneisen an, für die es keine Angebote gäbe. Herr Schmidt erläuterte, 

dass im Falle neuer Baugenehmigungen stets der Eigentümer dafür verantwortlich sei, dass 

ein ausreichender Schallschutz eingeplant und realisiert wird. 

Weitere Diskussionsbeiträge gingen erneut auf Grundsatzfragen der Umweltbelastungen 

durch den Flugbetrieb ein. 

Anschließend wurde das Monitoring zum Thema „Verspätete Starts und Lan-

dungen nach 23:00 Uhr“ fortgeführt. 

Herr Scharnberg ging aus Zeitgründen nur auf Nachfragen zu seinem vorab versandten Vor-

trag ein. Er beschrieb die weiterhin positive Entwicklung in 2019 und sprach zusätzliche As-

pekte an, die bei den anhaltend deutlich rückläufigen Verspätungszahlen festzustellen wären. 
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So gab es beispielsweise 2018 insgesamt 20 Flüge, die gemäß der 25%-Regelung des 21-

Punkte-Programms der Bürgerschaft gemeldet worden waren, während bis einschließlich Ok-

tober 2019 nur noch zwei landende Flugnummern und drei startende Flugnummern gemel-

det werden mussten, weil sie die Bedingungen (mindestens zwölf Gesamtbewegungen und 

mindestens 25 % Verspätungsanteil) erfüllten. 

Herr Dr. Schwartz bestätigte den im Vergleich zu den Vorjahren eingetretenen deutlichen 

Rückgang der Verspätungen und ging in seiner Einschätzung u.a. vertieft auf die Unterschiede 

in der Pünktlichkeit einzelner Airlines ein. Er stellte in diesem Zusammenhang fest, dass meh-

rere „Billig-Flieger“ besonders häufig an den aufgetretenen nächtlichen Verspätungen betei-

ligt waren. Problematisch war aus seiner Sicht zudem, dass die Zahl der Starts nach 23 Uhr im 

Vergleich zur Zahl der Landungen nur wesentlich weniger zurückgegangen war. 

Diskussionsthema war erneut, inwieweit bestimmte Verspätungen als „unvermeidbar“ einge-

stuft werden müssten oder nicht. Herr Scharnberg erläuterte dazu, dass man bzgl. der Ver-

spätungskategorien dem international gebräuchlichen IATA-Standard folgen würde. Frau Dr. 

Pieroh-Joußen beschrieb die juristischen Schwierigkeiten, die mit der Verwendung des unbe-

stimmten Rechtsbegriffs „unvermeidbar“ in der Auseinandersetzung mit den Airlines verbun-

den wären. Sie hoffe sehr, dass hier durch ein Gerichtsurteil mehr Verlässlichkeit geschaffen 

würde. 

Herr Thering meinte, dass der Grund für die deutlich reduzierte Zahl der Verspätungen doch 

nur sein könne, dass aufgrund anderer (besserer) Planung anders geflogen werde. Dies sei für 

ihn Beleg dafür, dass viele verspätete Flüge vermeidbar seien. 

Frau Dr. Reuter merkte dazu an, dass die Verbesserungen durch viele nationale und interna-

tionale Maßnahmen erreicht worden seien, die z.B. durch den Luftverkehrsgipfel in Hamburg 

eingeleitet worden waren. Und dies sei nicht nur in Hamburg, sondern in allen Teilen der 

Bundesrepublik zu spüren gewesen. Das sei maßgeblich aufgrund der Debatte und des gan-

zen Engagements in Hamburg entstanden. Gleichzeitig zeige sich, dass viele Dinge sich nicht 

sofort ändern ließen bzw. auch nicht einfach abschaltbar seien. Hier sei noch ein langer Weg 

zu gehen. 

Frau Müller gab zum Schluss der Sitzung noch einen kurzen Bericht über die Ar-

beit der AG Messen (vgl. hierzu Punkt 5. dieses Berichts). 

Frau Müller beendete die Sitzung mit einem Hinweise auf die nächste Sitzung 

der Allianz am 23. Januar 2020. Dann werde man (vor der Bürgerschaftswahl 

am 23. Februar 2020) noch einmal in dieser Zusammensetzung zusammenkom-

men und das Schwerpunktthema „Neue Flugzeugkonzepte und Anforderungen 

der Klimaschutzpolitik“ behandeln. Außerdem werde dann über den Jahresbe-

richt der Allianz gesprochen, der von diesem Kreis verantwortet werden müsse. 
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4. Verspätete Starts und Landungen nach 23:00 Uhr  

In allen Sitzungen der Allianz stellte der Flughafen die jeweils aktuelle Daten-

lage zur Verspätungsproblematik vor, die Vertreter der Lärmschutzinitiativen 

kommentierten die Entwicklung aus ihrer Sicht. 

Der Flughafen berichtete in der November-Sitzung der Allianz, dass sich die Zahl der Flüge 

zwischen 23 und 24 Uhr von Januar bis einschließlich Oktober 2019 im Vergleich zum Vorjahr 

um fast 42 % verringert hat. Das sind 456 nächtliche Starts und Landungen weniger als im 

Vorjahreszeitraum.  

(Nachrichtlich: Die Zahl der Starts und Landungen in der Verspätungsstunde belief sich im Ge-

samtjahr 2019 auf 678, das sind 42 % oder fast 500 Flüge weniger als in 2018.)  

Diese Entwicklung wurde von allen Mitgliedern der Allianz als großer Schritt in die richtige 

Richtung und Erfolg angesehen. Alle Seiten waren sich einig, dass die gemeinsamen Anstren-

gungen, späte Flüge auf das notwendigste Mindestmaß zu begrenzen, unvermindert fortge-

führt werden. Herr Dr. Tjarks nahm in diesem Zusammenhang auf die Fachkennzahl der Um-

weltbehörde (550 Fälle) Bezug, während seitens der Initiativen als Toleranzgrenze 330 nächt-

liche Verspätungen angegeben wurden. Die Differenzen über das notwendige und realisti-

sche Ausmaß weiterer Reduzierungen der Verspätungszahlen bestanden allerdings fort. Der 

Flughafen wies auf die Rahmenbedingungen des Flugverkehrs hin, die dazu geführt hätten, 

dass auch die Zahl 550 bisher selten erreicht werden konnte. 

Bei den festgestellten Verbesserungen haben nach Einschätzung der Allianz 

verschiedene Faktoren eine Rolle gespielt, u.a. der 16-Punkte-Plan der Hambur-

ger Bürgerschaft, die BUND-Volkspetition 2018, das im Rahmen des ersten Luft-

fahrtgipfels 2018 in Hamburg beschlossene umfassende Maßnahmenpaket zur 

Stärkung der Zuverlässigkeit der Luftfahrt und die Initiativen des Flughafens.  

Der Flughafen berichtete, dass intensive Gesprächen mit den Airlines geführt wurden, um de-

ren Bereitschaft zu erreichen, Flüge vorzuverlegen und das nächtliche Verspätungsrisiko zu 

verringern. Inzwischen sei eine klare Reduzierung der geplanten Flugbewegungen in den 

nächtlichen Randzeiten zu erkennen, die Anzahl der Flüge in der letzten Stunde sei im Som-

merflugplan 2019 um 10 % und in der letzten halben Stunde um 24 % geringer als im Vorjahr 

ausgefallen. Für den Winterflugplan 2019/2020 werden zwischen 22:00 und 23:00 Uhr sogar 

20 % weniger geplante Flüge als noch 2018/2019 erwartet. 

Die Vertreter der Fluglärmschutzinitiativen kritisierten erneut die unklare Definition des Be-

griffs „unvermeidbare Verspätung“ und bezeichneten hier die Fluggastrechteverordnung als 

geeigneten Maßstab. Sehr problematisch sei aus ihrer Sicht weiterhin die Zahl der besonders 

lärmverursachenden Starts in der Verspätungsstunde – ausgerechnet hier hätte sich jedoch 

bisher nur ein unterdurchschnittlicher Rückgang ergeben.  
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Einig ist man sich, dass zu der erreichten Verbesserung auch der Druck der 

Fluglärmbetroffenen und die Diskussionen in der Allianz für den Fluglärmschutz 

beigetragen haben. Die Sensibilität für das Thema nächtliche Verspätungen ist 

dadurch bei allen Beteiligten und auf allen Ebenen sehr hoch. 
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5. Die Arbeit der AG Messen  

Mitglieder der AG Messen waren Herr Galka (Initiative gegen Fluglärm in Nien-

dorf), Herr Hardegen (FHG), Herr Kapp (BIG Fluglärm Hamburg e.V.), Herr 

Schmidt (FHG), Frau Teegen (AG Fluglärmschutz Jersbek) und Herr Wagner 

(BUE). Die Moderation der Treffen erfolgte durch Frau Müller (relations). 

Die Einrichtung der AG Messen war von Beginn an als wichtiger Schritt in Rich-

tung Vertrauensbildung zwischen Flughafen und Lärmschutzinitiativen gedacht. 

Ziel der Arbeit sollte es sein, die Transparenz der Messungen zu verbessern und 

eine gemeinsame Bewertung der Messergebnisse zu ermöglichen. 

Im Berichtszeitraum führte die AG Messen zwei Sitzungen durch – die insge-

samt 10. am 04.04.2019 und die 11. am 23.10.2019. 

In diesen Sitzungen war die Arbeitsgruppe hauptsächlich mit der Nachverfol-

gung und Begleitung der Umsetzung der zuvor vereinbarten Maßnahmen be-

fasst. Dem Ziel der AG Messen, mehr Transparenz zu schaffen, kam man damit 

aus Sicht der Initiativen teilweise näher.  

Ohne Ergebnis blieben bislang die Anforderungen seitens der Initiativen zur Be-

reitstellung von Messdaten (ermittelte „Rohdaten“) für weitergehende Aus-

wertungen sowie für eine eigene Darstellung der Messergebnisse.  

Die vereinbarten Maßnahmen zur Erweiterung des Messnetzwerkes um die 

Standorte Jersbek, Lurup und Niendorf wurden umgesetzt. Der Messstandort 

Lurup wurde zwischenzeitlich deinstalliert, soll aber im ersten Quartal 2020 mit 

neuer Technik an geeigneterer Position wieder aufgebaut werden. Unstimmig-

keiten gab es zunächst bezüglich der Umwandlung des Standorts Niendorf in 

eine ortsfeste und dauerhafte Messstelle, sie konnten jedoch in Sinne der ge-

troffenen Vereinbarung ausgeräumt werden. 

Ein weiteres Thema war die Implementierung des ADS-B-Systems zur Zuord-

nung der Fluglärmereignisse und zur Visualisierung in TraVis. Die zwischen-

durch verkürzte Darstellung der Rollwege in TraVis wurde wieder rückgängig 

gemacht und auf die ursprüngliche Darstellungsform zurückgeführt. 

Die von Seiten der Initiativen gewünschten Windrichtungsdiagramme werden 

rückwirkend seit Jahresbeginn 2019 auf der Homepage der FHG veröffentlicht. 
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Ab Januar 2020 erfolgt zudem die Aufnahme der Windgeschwindigkeit in die 

Windrichtungsdiagramme. 

Thematisiert wurde schließlich die Berechnung der Lärmschutzzonen. Der Flug-

hafen vertrat hierzu die Auffassung, dass die auf Basis der Prognose der 6 ver-

kehrsreichsten Monate für 2020 (120.070 Flugbewegungen) berechneten Lärm-

schutzzonen deutlich großflächiger seien als sie real (voraussichtlich 89.000) 

sein müssten. Die Initiativen kritisierten gleichwohl die Dimensionierung der 

Lärm-schutzzonen je Bahnrichtung, weil es zwischen den Prognosewerten und 

der im Mittel der letzten 10 Jahre tatsächlich eingetretenen Bahnverteilung 

nicht nach-vollziehbare Differenzen gäbe. Dieser Punkt ist aus Sicht der Initiati-

ven noch nicht abschließend geklärt. 
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6. Die Rolle der Vorbereitungsgruppe  

In der Vorbereitungsgruppe vertreten waren neben Frau Müller als Moderato-

rin Herr Kraft (Initiativkreis), Herr Mosel (Initiativkreis), Frau Dr. Schaal (SPD-

Fraktion), Herr Scharnberg (FHG), Herr Schmidt (FHG), Herr Dr. Schwartz (Initia-

tivkreis), Frau Dr. Tjardes (BWVI,) Herr Dr. Tjarks (Grüne-Fraktion) und Herr 

Thering (CDU-Fraktion). Herr Mosel hat vor der letzten Sitzung der Vorberei-

tungsgruppe erklärt, dass er alle Ämter niedergelegt habe. Aktuell wird inner-

halb der Initiativen ein Ersatz für Herrn Mosel abgestimmt. 

Die Vorbereitungsgruppe hat im Jahr 2019 am 10.05., 12.06., 05.07., 02.10, 

08.11. und 10.12. getagt. Neben den regelmäßigen Aufgaben der Vorberei-

tungsgruppe wie die Vorbereitung der Sitzung, Klärung der Themen- und Red-

nerlisten, Abstimmung und Vorbereitung des Protokolls sowie Vorbereitung 

und redaktionelle Abstimmung des Jahresberichtes hat sich die Vorbereitungs-

gruppe auch zu einem ergänzenden Gesprächsformat für Themen entwickelt, 

die aktueller oder grundsätzlicher Bedeutung sind und die aufgrund der zeitli-

chen und inhaltlichen Arbeitsweise der Allianz nicht immer oder nicht ange-

messen zeitnah in der Allianz besprochen werden können. Solche Themen wa-

ren in 2019 beispielsweise: 

• Zukunftstrends des Luftverkehrs 

• Flughafen und Compliance-Regelungen 

• Öffentlichkeitsarbeit der Initiativen und des Flughafens 

• Bericht der Fluglärmschutzbeauftragten für 2018 

• Urteil des OVG zu den Bahnbenutzungsregeln 

• Vorstellungen der Initiativen zur „Allianz 2.0“ 

Bei der Vorbereitung der Sitzungen lag der Schwerpunkt auf der zeitintensiven 

Abstimmung und Vorbereitung des Jahresberichtes 2018 für die Allianz-Sitzung 

am 20.06.2019 sowie bei der Vorbereitung der Inhalte und möglichen Referen-

ten für das Thema „Trends im Luftverkehr“. 

Auch wenn in diesem Gesprächsformat die unterschiedlichen Positionen stets 

deutlich zum Ausdruck kamen, gelang es doch in der Regel, die dahinter ste-

henden Sichtweisen verständlich zu machen. So entwickelte sich in der Vorbe-

reitungsgruppe eine gemeinschaftliche Kultur, kontroverse Themen und Stand-

punkte sachbezogen für die Sitzungen der FLSK aufzubereiten.  



24 
 

7. Zusammenfassung und Ausblick auf die Arbeit 2020 

Die Mitglieder der Allianz – die Vertretungen der Parteien in der Hamburger 
Bürgerschaft, der Fluglärmschutzinitiativen, der vom Fluglärm betroffenen 
Landkreise, der Umweltbehörde und der Verkehrsbehörde, der Wirtschaftsver-
bände, der Deutschen Flugsicherung, der Luftverkehrswirtschaft und des Flug-
hafens – investierten erneut viel Zeit und Energie in den Dialog über die Ent-
wicklung der luftverkehrsbedingten Belastungen in der Region. 
 
Die Initiativen sehen in der Allianz derzeit das einzige Forum, in dem sie ihre 
Einschätzungen und Forderungen auf Augenhöhe zum Ausdruck bringen kön-
nen. Sie kommen im Ergebnis jedoch zu dem Schluss, dass die Belange des 
Lärmschutzes dem wirtschaftlichen Interesse am Flughafenbetrieb weiter un-
tergeordnet werden.  
 
Das wichtigste Ergebnis der Arbeit der Allianz besteht darin, dass die Belastun-
gen durch den Fluglärm heute in der Reflexion aller Beteiligten ein weit größe-
res Gewicht einnehmen als früher. Das kommt beispielsweise in den Bemühun-
gen zur Reduzierung der Zahl der Flüge nach 23:00 Uhr zum Ausdruck, aber 
auch in den Auflagen für den Fluglärmschutz im neuen Erbbaurechtsvertrag der 
Stadt mit dem Flughafen, obwohl die Initiativen die damit vorgenommenen 
Rahmensetzungen als nicht ausreichend ansehen. Strittig ist zwischen den ver-
schiedenen Polen in der Allianz dabei auch, wie eine angemessene Beteiligung 
der Initiativen an derartigen Weichenstellungen hätte ausfallen müssen.  
 
Gemeinsam wurde der deutliche Rückgang der Zahl der nächtlich verspäteten 
Starts und Landungen am Flughafen Hamburg gegenüber den beiden Vorjahren 
als wichtige Verbesserung der Situation angesehen. Dazu, dass dies erreicht 
wurde, haben die intensiven Diskussionen in der Allianz einen Beitrag geleistet. 
Politik und Initiativen fordern gleichwohl, dass die besonders belastenden 
nächtlichen Verspätungen weiter reduziert werden. 
 
Von Seiten des Flughafens kam Kritik an der Kommunikationspolitik einzelner 
Initiativen im Jahr 2019, die den gewünschten vertrauensvollen Umgang in der 
Allianz allzu häufig zugunsten eines konfrontativen Auftretens in Frage stellen 
würde. Gemeinsam erreichte Erfolge würden zudem nur unzureichend ver-
deutlicht. Die Initiativen bezeichneten ihrerseits verschiedene öffentliche Stel-
lungnahmen des Flughafens als provozierend. 
 
Im Jahr 2020 will sich die Allianz in weiteren Treffen mit den Zukunftstrends 
des Flugverkehrs und ihrer Bedeutung für den Flughafen Hamburg zuwenden. 
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Der Einstieg soll in der Januar-Sitzung 2020 mit den Themen „Entwicklung 
neuer Flugzeugkonzepte und Handlungsdruck durch die Klimapolitik“ vorge-
nommen werden. In einer weiteren Sitzung soll das Thema „Anhaltendes 
Wachstum der Flugverkehrsnachfrage und steigendes Umweltbewusstsein“ im 
Mittelpunkt stehen.  
 
Die Vorbereitungsgruppe wird für die Aufbereitung der konkreten Fragestellun-
gen sorgen und geeignete Referenten aus unterschiedlichen Praxisfeldern ge-
winnen. 
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8. Anhang  
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Grundsätze der Zusammenarbeit 

 
Präambel 

 

Im Koalitionsvertrag über die Zusammenarbeit in der 21. Legislaturperiode der Hamburgischen 

Bürgerschaft unter dem Motto „Zusammen schaffen wir das moderne Hamburg“ wird die inhalt-

liche Richtung der „Allianz für den Fluglärmschutz“ mit der Gewährleistung eines stadtverträgli-

chen Flughafens vorgegeben. Hierfür wird der von der Bürgerschaft beschlossene 16-Punkte-Plan 

konsequent umgesetzt. Darüber hinaus wird permanent nach Möglichkeiten gesucht, den Flug-

lärmschutz weiter zu verbessern. Alle Belange des Fluglärmschutzes und der Entwicklung des Flug-

hafens sollen zukünftig auch in einer vom Flughafen initiierten „Allianz für den Fluglärmschutz“ be-

sprochen werden. Der 16-Punkte-Plan besagt, dass vor dem Hintergrund der notwendigen Akzep-

tanz für den innerstädtischen Flughafen alle mit der Umsetzung dieses Ersuchens befassten Stel-

len gebeten werden, die Aufträge des Ersuchens umzusetzen. 
 

Die „Allianz für den Fluglärmschutz“ soll dazu beitragen, den Flugverkehr im Einklang mit den In-

teressen der Fluglärmbetroffenen und den Nutzern zu einem stadtverträglichen Flughafen auszuge-

stalten und Fortschritte im Bereich des aktiven und passiven Fluglärmschutzes zu erzielen. Sie stellt 

auch eine Dialogplattform für eine konstruktive Verständigung zwischen den Fluglärmbetroffenen, 

den Nutzern und den Entscheidungsträgern dar und bietet dazu ein Forum für den Austausch zu Pro-

blemen und über Verbesserungsvorschläge. 
 

Die „Allianz für den Fluglärmschutz" begleitet die Nachverfolgung des jeweiligen Umsetzungsstandes 

der einzelnen Aspekte aus dem 16-Punkte-Plan und erörtert die erarbeiteten Fluglärmschutzmaß- 

nahmen (Fortschrittsberichte). 

Ein weiteres Ziel der „Allianz für den Fluglärmschutz“ ist die Schaffung und Wahrung von Transparenz 

zu allen fluglärmrelevanten Themen beim Betrieb des Hamburger Flughafens. Die gemeinsamen Er-

kenntnisse dieses Dialogs und Informationen sind transparent zu machen und der Öffentlichkeit der 

Zugang dazu zu erleichtern. 

Grundvoraussetzung für eine gedeihliche Zusammenarbeit in der „Allianz für den Fluglärmschutz" ist 

ein offener, ehrlicher und fairer Umgang aller Beteiligten miteinander sowie die transparente Darle-

gung aller Fakten, die für die effiziente Arbeit der Allianz erforderlich sind. 

 
 

 

 

 

 

 

 

*Vereinbarung Mai 2016 ohne eine Vereinbarung zu den Zielen 
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I. 

Zielsetzung der Allianz für den Fluglärmschutz* 

Die Allianz für den Fluglärmschutz ist ein Dialogforum, in dem sich Fluglärmbetroffene, Flughafen, 
Luftverkehrswirtschaft, Wirtschaft der Metropolregion, Politik und Verwaltung über die Möglichkei-
ten zur Verringerung der luftverkehrsbedingten Belastungen (insbesondere des Fluglärms) durch 
den Betrieb am Hamburger Flughafen austauschen. 

Die Arbeit der Allianz soll dazu beitragen, dass ein offener, kritischer und respektvoller Dialog zwi-
schen allen Beteiligten möglich wird und gegenseitiges Vertrauen wächst. 

Das Ziel der Allianz besteht darin, im Bewusstsein der unterschiedlichen Interessenlagen und Auf-
träge aller Beteiligten  

• Transparenz und eine gemeinsame Informations- und Bewertungsgrundlage zur Ent-
wicklung der Lärmbelastungen durch den Flughafen Hamburg herzustellen, 

• Ursachen der Lärmbelastungen und Möglichkeiten zu ihrer Reduzierung zu prüfen und 
– wo immer möglich –  

• gemeinsam getragene Vorschläge zu erarbeiten, wie Fluglärmbelastungen verringert 
werden können. 

 
II. 
 

Zusammensetzung 

(1) 
 

Die „Allianz für den Fluglärmschutz“ soll aus Vertretern aller betroffenen Interessensgruppen beste-

hen. An jeder Sitzung der Allianz sollen teilnehmen: 

a) Der/die Fluglärmschutzbeauftragte 

b) Ein/e Vertreter/in der Landesluftfahrtbehörde 

c) Jeweils ein/e Vertreter/in der Fraktionen der Hamburgischen Bürgerschaft 

d) Vertreter/innen der Flughafen Hamburg GmbH, davon mindestens ein/e Vertreter/in der 

Arbeitnehmer/innen 

e) Vertreter/innen der Fluglärmschutzinitiativen aus der Metropolregion Hamburg 

f) Vertreter/innen der von Fluglärm betroffenen Landkreise 

g) Der/die Vorsitzende/r des Airline Operators Committee Hamburg (AOC) 

h) Der/die Vorsitzende der Fluglärmschutzkommission 

i) Ein/e Vertreter/in der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) als Gast 

j) Ein/e Vertreter/in der Handelskammer 

k) Ein/e Vertreter/in des Unternehmensverbandes Nord 
 

 

 
 
* Beschluss der Allianz Februar 2018  
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(2) 
 

Die Anzahl der Teilnehmer soll 30 nicht übersteigen. Jeweils zuständige Senatsvertreter können im 

Einzelfall dazu geladen werden. Die teilnehmenden Interessengruppen benennen dem Sekretariat 

ihre/n jeweilige/n Vertreter/in und eine/n Stellvertreter/in, der/die nur im Verhinderungsfall des/der 

Vertreters/in teilnimmt. 

  

III. 
 

Vorbereitungsgruppe 
 

(1) 
 

Mitglieder der Vorbereitungsgruppe sind: 
 

a) Ein/e Vertreter/in der Fraktionen, die in der Hamburgischen Bürgerschaft die Regierung 

stellen, und ein/e Vertreter/in der Fraktionen, die in der Hamburgischen Bürgerschaft die 

Opposition stellen 

b) Zwei Vertreter/innen der Fluglärmschutzinitiativen 

c) Ein/e Vertreter/in der Flughafen Hamburg GmbH 

d) Ein/e Vertreter/in der Landesluftfahrtbehörde 
 

(2) 
 

Die Vorbereitungsgruppe trifft sich je nach Erfordernis, mindestens jedoch einmal vor jeder Sitzung 

der „Allianz für den Fluglärmschutz“. 

 

(3) 
 

Die Vorbereitungsgruppe erstellt gemeinsam mit dem/der Moderator/in auf Grundlage der beim 

Sekretariat zu führenden Themenliste die Tagesordnung für die nächste Sitzung. Die Vorbereitungs- 

gruppe kann Experten als Gast der „Allianz für den Fluglärmschutz“ einladen. Bei Bedarf und Klärung 

der Kostenfrage kann die Vorbereitungsgruppe über das Sekretariat die Beauftragung von Fachstu- 

dien veranlassen und Facharbeitsgruppen zu einzelnen Themen einberufen. Sie schlägt dem Plenum 

den nachfolgenden Sitzungstermin vor. 

 
IV. 

 
Sekretariat 

(1) 
 

Die Organisation und das Sekretariat der „Allianz für den Fluglärmschutz“ obliegen der Flughafen 

Hamburg GmbH in Abstimmung mit der Vorbereitungsgruppe und dem/der externen Moderator/in. 

 

(2) 
 

Aufgabe des Sekretariat ist es, zu den Sitzungen der „Allianz für den Fluglärmschutz“ fristgerecht 

einzuladen und im Vorfeld der Sitzung (mindestens drei Wochen vorher) die Tagesordnung zu ver 

senden. Ergänzende Sitzungsunterlagen sollen mindestens zwei Wochen vor der Sitzung bei den 

Teilnehmern der „Allianz für den Fluglärmschutz“ eintreffen. Das Sekretariat verschickt spätestens 

drei Wochen nach der Sitzung den Entwurf des Sitzungsprotokolls an die Vorbereitungsgruppe. 
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Nach Freigabe durch die Vorbereitungsgruppe wird das Protokoll als Entwurf an die Teilnehmer 

der „Allianz für den Fluglärmschutz“ weitergeleitet. 
 

(3) 
 

Das Sekretariat nimmt Vorschläge für die Tagesordnung der „Allianz für den Fluglärmschutz“ entge- 

gen und führt eine entsprechende Vorschlagsliste. 

 
V. 
 

Moderation 
 

(1) 
 

Die Sitzungen der „Allianz für den Fluglärmschutz“ werden durch eine/n neutrale/n Moderator/in ge-

leitet. Zudem soll er/sie die Vorbereitungsgruppte im Vorfeld der Sitzung beraten. 

 

(2) 
 

Der/die externe/n Moderator/in wird durch das Plenum auf Vorschlag der Vorbereitungsgruppe be- 

stimmt. 

 
VI. 

 
Sitzungen 

(1) 
 

Die Sitzungen finden dreimal jährlich statt. Sie sollen eine Sitzungsdauer von drei Stunden nicht über- 

schreiten und beginnen in der Regel um 18:00 Uhr an einem zentral gelegenen Ort mit guter öffent-

licher Anbindung. Die Leitung der Sitzung obliegt einem/r neutrale/n Moderator/in. 

 

(2) 
 

Der/die Moderator/in erläutert den jeweiligen Tagesordnungspunkt kurz und erteilt den Teilnehmern 

in ausgewogenen Anteilen das Wort. Die Redezeiten einzelner Teilnehmer werden durch den/die 

Moderator/in angemessen begrenzt, um möglichst vielen Teilnehmern Raum für ihre Beiträge zu 

bieten. 

 

(3) 
 

Das Sekretariat führt ein Ergebnisprotokoll über die Sitzungen. Abweichende Meinungen können 

schriftlich durch persönliche Erklärungen ergänzend zu Protokoll gegeben werden. Die Annahme des 

Protokolls erfolgt durch das Plenum. Das genehmigte Protokoll wird auf der Internetseite des Flugha- 

fens Hamburg GmbH und der Internetseite des/der Fluglärmschutzbeauftragten veröffentlicht. Allen 

Teilnehmern wird eine Veröffentlichung des genehmigten Protokolls auf ihren Internetseiten ermög- 

licht. 
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Mitglieder der „Allianz für den Fluglärmschutz“  

 

Ordentliche Mitglieder: 

Jens Aßmann, Abteilungsleiter, Handelskammer Hamburg (bis zur Sitzung 06/19) 

➔ Ab Sitzung 11/19 Herr Alexander Anders 

Dr. Kurt Duwe, Sprecher, FDP-Fraktion 

Tjark Giller, Vorsitzender, AOC HAM (bis zur Sitzung 06/19) 

➔ Ab Sitzung 11/19 Herr Özden Günes  

Marion Grün, Fachdienstleiterin, Kreis Pinneberg  

Werner  Harmuth, Kreispräsident, Kreis Stormarn  

Margarete Hartl-Sorkin, Vorsitzende, BIG Fluglärm Hamburg (bis zur Sitzung 06/19) 

➔ Ab Sitzung 11/ 19 Herr Dr. Michael Breyer 

Martin Hellwig, Gemeinschaftsbetriebsratsvorsitzender, FHG 

Markus Jahn, Arbeitsgruppe Fluglärmschutz Jersbek 

Stephan Jersch, Sprecher, DIE LINKE-Fraktion 

Lukas Kaestner, Manager, Hamburg Aviation 

Gebhard Kraft, Initiativkreis Fluglärm Hamburg & Schleswig-Holstein 

Uwe Kühl, Sprecher NIG Norderstedter Interessensgemeinschaft für Fluglärmschutz 

Hansjörg Luettke, UV Nord-Vereinigung der Unternehmensverbände in HH und Schleswig-Holstein 

e.V. 

Susanne Mollner, FGE Fluglärmgeplagte Gemeinde Elmenhorst 

Martin Mosel, Sprecher, BAW Bürgerinitiative für Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein 

(bis zum 05.12.2019)  

Raimund Neuhold, Pilot  

Andrea Oelschläger, Sprecherin für Umweltfragen, AfD-Fraktion 

Dr. Gudrun Pieroh-Joußen, Fluglärmschutzbeauftragte, BUE Behörde für Umwelt und Energie 

Reimer Rathje, Vorsitzender, WiN - Wir in Norderstedt 
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Dr. Monika Schaal, Stellvertretende Vorsitzende und Sprecherin für Umwelt und Energie, SPD- Bür-

gerschaftsfraktion 

Johannes Scharnberg, Bereichsleiter Strategie, Politik und Umwelt, Prokurist, FHG 

Christian Scherhag, Manager, Hamburg Aviation  

Axel Schmidt, Leiter des Zentralbereichs Umwelt am Hamburg Airport, FHG 

Uwe Schröder, Fluglärm Niendorf 

Benjamin Schubert, Vorsitzender, Initiative Fluglärm Barmbek Alsterdorf 

Dr. René Schwartz, Sprecher, BAW Hamburg ⎸Schleswig-Holstein 

Dennis Thering, Stellvertretender Vorsitzender, CDU-Fraktion 

Dr. Ina Tjardes, Abteilungsleiterin, Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Dr. Anjes Tjarks, Vorsitzender, B90/Grüne-Fraktion 

Klaus Wicher, Stellv. Vorsitzender, IFL Initiative gegen Fluglärm Im Hamburger Westen  

Thorsten Wolf, Fachbereichsleiter, Kreis Segeberg 

 

Gaststatus: 

Andrea Wächter, Leiterin, DFS Deutsche Flugsicherung 

Torsten Wagner (BUE) 

 

Vertreter: 

Dr. Judith Reuter (BWVI) für Frau Dr. Tjardes  

Lothar Galka (Fluglärm Niendorf) für Herrn Dr. Breyer 

Sebastian Schulze (UV Nord) für Herrn Luettke 

 

Moderation: 

Traute Müller, Geschäftsführerin und Moderatorin, relations 
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Mitgliederliste Vorbereitungsgruppe 

 

Dr. Anjes Tjarks, B90/Grüne-Fraktion  

Axel Schmidt, FHG 

Dennis Thering, CDU 

Dr. Ina Tjardes, BWVI  

Dr. Monika Schaal, SPD  

Dr. René Schwartz, BAW Hamburg ⎸Schleswig-Holstein 

Gebhard Kraft, Initiativkreis Fluglärm Hamburg & Schleswig-Holstein 

Johannes Scharnberg, FHG  

Martin Mosel, BAW HH (bis zum 05.12.2019) 

Traute Müller, relations  

 

  



34 
 

Mitgliederliste Arbeitsgruppe Messen 

 

Axel Schmidt, FHG  

Cornelia Teegen, FLS Jersbek  

Jan Eike Hardegen, FHG  

Lothar Galka, Initiative gegen Fluglärm Niendorf  

Rudolf Kapp, BIG Fluglärm Hamburg  

Torsten Wagner, BUE  

Traute Müller, relations  

 

 

 

 

 


